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LANDESGESETZBLATT 
FÜR DAS BURGENLAND 

Jahrgang 2009 Ausgegeben und versendet am 13. Jänner 2009 3. Stück 

4.  Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 22. Dezember 2008, mit der ein Gebiet in 
Breitenbrunn zum „Naturschutzgebiet Thenau“ erklärt wird 

5.  Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 22. Dezember 2008, mit der der Beginn der 
Semesterferien in den landwirtschaftlichen Fachschulen des Burgenlandes im Schuljahr 2008/2009 
festgelegt wird  

6.  Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 22. Dezember 2008, mit der Richtlinien über 
den Einsatz von Finanzinstrumenten der Gemeinden erlassen werden 

 

4. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 22. Dezember 2008, mit der 
ein Gebiet in Breitenbrunn zum „Naturschutzgebiet Thenau“ erklärt wird 

Auf Grund des § 21 des Burgenländischen Naturschutz- und Landschaftspflegegesetzes 1990 - 
NG 1990, LGBl. Nr. 27/1991, zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 35/2008, wird verordnet: 

§ 1 
Schutzgebietsgrenzen 

(1) Teile der Gemeinde Breitenbrunn werden zum „Naturschutzgebiet Thenau“ erklärt. 
(2) Das Naturschutzgebiet umfasst die Grundstücke Nr. 1946, 1947, 1948, 1949/1, 1967, 1971/1, 

1971/2, 1972 und 1973 der KG Breitenbrunn. 
(3) Die Grenzen des „Naturschutzgebiets Thenau“ verlaufen entsprechend der Darstellung der Anlage A 

zu dieser Verordnung. Diese Anlage bildet einen wesentlichen Bestandteil dieser Verordnung. 

§ 2 
Schutzgegenstand und Schutzzweck 

Schutzgegenstand und Schutzzweck ist die Erhaltung der Tier- und Pflanzenarten und der Lebensräu-
me des im § 1 angeführten Gebiets. 

§ 3 
Verbote 

(1) In dem in § 1 genannten Gebiet ist jeder die Ursprünglichkeit der Natur und den Schutz der Tier- 
und Pflanzenwelt beeinträchtigende Eingriff verboten, soweit ein solcher nicht im Interesse der Sicherheit 
von Menschen oder zur Abwehr der Gefahr bedeutender Sachschäden oder zur Sicherstellung der Erhal-
tungsziele des Schutzgebietes vorgenommen werden muss. 

(2) Insbesondere ist verboten: 
 1.  den natürlichen Zustand zu verändern, Sprengungen vorzunehmen, Bodenbestandteile abzubauen, 

Abfälle zwischen zu lagern oder abzulagern oder Chemikalien irgendwelcher Art (insbesondere 
Düngemittel, Pflanzenschutzmittel und dergleichen) einzubringen oder die Standortverhältnisse 
und die aktuelle Naturausstattung auf andere Weise zu ändern oder 

 2.  Gehölz oder Buschwerk durch Abholzen oder Abbrennen zu entfernen oder Grasflächen abzu-
brennen oder 

 3.  Anlagen aller Art sowie Zäune und oberirdische Drahtleitungen zu errichten oder 
 4. Tafeln, Inschriften und dergleichen anzubringen, sofern es sich nicht um Tafeln der Naturschutz-

behörde handelt oder 
 5.  wild wachsende Pflanzen zu beschädigen, auszureißen oder auszugraben sowie Teile davon ab-

zupflücken oder abzureißen oder 
 6.  frei lebenden Tieren nachzustellen, sie zu beunruhigen, zu ihrem Fang geeignete Vorrichtungen 

anzubringen, sie zu fangen oder zu töten, sowie Larven, Puppen, Eier oder Nester und sonstige 
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  Brut- und Wohnstätten solcher Tiere aufzusuchen, dem Bestand zu entnehmen oder zu beschädi-
gen oder 

 7. standortfremde Pflanzen und  Tiere auszusetzen oder 
 8. Wildäcker anzulegen, Fütterungen durchzuführen, mobile Hochstände aufzustellen oder ortsfeste   

Hochstände zu errichten oder  
 9.  störenden Lärm zu erregen. 

§ 4 
Wegegebot 

Es ist verboten, Flächen abseits öffentlicher Wege zu begehen oder zu befahren. Ausgenommen sind 
Grundeigentümerinnen oder Grundeigentümer, Bewirtschafterinnen oder Bewirtschafter bei der Aus-
übung land-, forst- und jagdwirtschaftlicher Tätigkeiten. Das Begehen des Schutzgebiets ist nur auf den in 
der Anlage B dargestellten Geh- und Fahrwegen, das  Befahren des Schutzgebiets ist nur auf den in der 
Anlage B dargestellten Fahrwegen, die im Gelände im Einvernehmen mit der Landesregierung zu kenn-
zeichnen sind, gestattet. Die Anlage B bildet einen wesentlichen Bestandteil dieser Verordnung. 

§ 5 
Land- und forstwirtschaftliche Nutzung 

Die bisher übliche land- und  forstwirtschaftliche Nutzung ist erlaubt, sofern dadurch die Einhaltung 
des § 2 (Schutzgegenstand und Schutzzweck) nicht gefährdet wird. 

§ 6 
Jagd 

(1) Die rechtmäßige Ausübung der Jagd wird durch diese Verordnung nicht berührt, soweit im fol-
genden Text nichts anderes geregelt wird. 

(2) Die Anlegung von Wildäckern, Fütterungen sowie das Aufstellen von mobilen oder die Errichtung 
von ortsfesten Hochständen ist verboten. 

(3) Das Befahren des Schutzgebiets ist für die Ausübung der Jagd nur auf in der Anlage B dargestellten 
Fahrwegen gestattet. Das Befahren sonstiger Wege ist nur zum Bringen von erlegtem Wild zulässig. 

(4) Das Betreten des Schutzgebiets für die Ausübung der Jagd ist gestattet. 

§ 7 
Ausnahmebewilligungen 

Die Landesregierung kann im Einzelfall Ausnahmen von den in den §§ 3, 4 und 6 angeordneten Verbo-
ten und Beschränkungen bewilligen, wenn der Eingriff aus Gründen naturwissenschaftlicher Forschung 
erforderlich ist. 

§ 8 
(1) Unabhängig von einer Bestrafung hat die Landesregierung Personen, die entgegen den Bestim-

mungen dieser Verordnung sowie der auf Grund dieser Verordnung erlassenen Bescheiden verbotene 
Eingriffe oder genehmigungspflichtige Eingriffe ohne Genehmigung vorgenommen haben, aufzutragen, 
binnen einer angemessenen Frist die vorgenommenen Veränderungen oder Anlagen zu beseitigen oder 
den früheren Zustand wieder herzustellen, soweit es die geschützten Interessen erfordern. 

(2) Die bei einem Auftrag gemäß Abs. 1 entstehenden Kosten hat der oder die Verpflichtete zu tragen. 
Die Grundstückseigentümerin oder der Grundstückseigentümer hat die zur Erfüllung dieser Verpflichtun-
gen erforderlichen Maßnahmen zu dulden. 

(3) Ein Auftrag gemäß Abs. 1 ist nicht mehr zulässig, wenn nach Beendigung der rechtswidrigen 
Handlung mehr als drei Jahre verstrichen sind. 

§ 9 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt mit dem der Verlautbarung folgenden Tag in Kraft. 

Für die Landesregierung: 
Ing. Falb-Meixner
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5. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 22. Dezember 2008, mit der 
der Beginn der Semesterferien in den landwirtschaftlichen Fachschulen des Burgenlandes 
im Schuljahr 2008/2009 festgelegt wird  

Auf Grund des § 14 Abs. 3 des Burgenländischen Landwirtschaftlichen Schulgesetzes, LGBl. Nr. 30/1985, 
zuletzt geändert durch das Gesetz LGBl. Nr. 32/2001, wird verordnet: 

Der Beginn der Semesterferien in den landwirtschaftlichen Fachschulen des Burgenlandes im Schul-
jahr 2008/2009 wird mit 9. Februar 2009 festgelegt. Das zweite Semester beginnt am 16. Februar 2009. 
 

Für die Landesregierung: 
Ing. Falb-Meixner 

 
 

6. Verordnung der Burgenländischen Landesregierung vom 22. Dezember 2008, mit der 
Richtlinien über den Einsatz von Finanzinstrumenten der Gemeinden erlassen werden 

Gemäß § 80 Abs. 2 Burgenländische Gemeindeordnung 2003, LGBl. Nr. 55, in der Fassung des Ge-
setzes LGBl. Nr. 75/2008, wird verordnet: 

 

1. Abschnitt 
Veranlagungen 

§ 1 
Veranlagungskategorien 

Die Richtlinien dieses Abschnitts gelten für folgende Veranlagungskategorien: 
1. Guthaben bei Kreditinstituten (inklusive täglich fällige Guthaben), 
2. Geldmarktfonds, 
3. gewährte Darlehen und Kredite, 
4. Forderungswertpapiere, soweit sie nicht unter Z 5 fallen, und 
5. Immobilienfonds, Immobilienaktien, Aktien, aktienähnliche Wertpapiere, Unternehmensanleihen 

und sonstige Beteiligungswertpapiere. 

§ 2 
Veranlagungen zur Kassenhaltung 

(1) Veranlagungen zur Kassenhaltung sind ausschließlich in Anlageformen des § 1 Z 1 bis 4 in Euro 
zulässig. 

(2) Für Veranlagungen zur Kassenhaltung gelten folgende Grundsätze: 
 1. die Restlaufzeit  bzw. die Bindung sowie der Veranlagungshorizont dürfen 1 Jahr nicht übersteigen, 
 2. die Veranlagung hat bei einem Kreditinstitut oder einer öffentlichen Körperschaft zu erfolgen, 

die ihren Sitz in einem Staat des Europäischen Wirtschaftsraums hat, 
 3. bei Erwerb der Veranlagung ist darauf Bedacht zu nehmen, dass das Ausfallsrisiko je Rechtsträ-

ger 20 % der gesamten Veranlagung der Gemeinde nicht übersteigt - davon ausgenommen sind 
Veranlagungen bis zu 100 000 Euro -, und 

 4. der Einsatz von derivativen Finanzinstrumenten im Rahmen der Kassenhaltung ist nicht zulässig. 

§ 3 
Andere Veranlagungen 

Veranlagungen, die nicht zur Kassenhaltung dienen, sind in den Anlageformen des § 1 Z 1 bis 5 in 
Euro unter Einhaltung folgender Grundsätze zulässig: 
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1. Veranlagungen bei einem einzelnen Rechtsträger dürfen 10 % der ordentlichen Einnahmen des 
zweitvorangegangenen Jahres nicht übersteigen - davon ausgenommen sind Veranlagungen bis  
zu 100 000 Euro -, und 

2. Veranlagungen gemäß § 1 Z 5 sind nur zulässig, sofern Gebietskörperschaften an den Unterneh-
mungen mit beherrschendem Einfluss beteiligt sind. 

 
2. Abschnitt 

Derivative Finanzinstrumente 

§ 4 
Arten derivativer Finanzinstrumente 

(1) Die Gemeinde kann nach Maßgabe dieses Abschnitts folgende derivative Finanzinstrumente ab-
schließen: 
 1. Cap und Floor, 
 2. Forward Rate Agreement (FRA), 
 3. Zins-Swap (Payer-Swap oder Receiver-Swap), 
 4. Cross Currency-Swap, 
 5. Kauf einer Swaption und 
 6. Kauf von Devisenoptionen. 

(2) Der Verkauf einer Devisenoption oder einer Swaption ist zum Zweck der Glattstellung einer be-
stehenden Kaufposition zulässig.  

§ 5 
Konnexität derivativer Finanzinstrumente 

(1) Ein derivatives Finanzinstrument darf nur als Absicherungsgeschäft zum Zweck der Gestaltung 
und Kontrolle von Zinsänderungs-, Währungs- und anderen Marktrisiken eines aufgenommenen Darle-
hens abgeschlossen werden. 

(2) Die Nominalbeträge und eine Währung müssen sowohl beim Grundgeschäft als auch beim Deriva-
tivgeschäft identisch sein und das Derivativgeschäft darf keinen höheren Nominalbetrag als das Grundge-
schäft oder die Summe der Grundgeschäfte umfassen. 

(3) Die Laufzeit des Derivativgeschäfts darf jene des Grundgeschäfts nicht übersteigen. Das Deriva-
tivgeschäft hat spätestens mit dem Ende der Laufzeit des Grundgeschäfts zu enden. 
 

3. Abschnitt 

§ 6 
Finanzierungen 

Das Gesamtnominale aller Fremdwährungsfinanzierungen darf 10 % des Gesamtnominales aller Finan-
zierungen der Gemeinde selbst nicht übersteigen. Die Vereinbarung der Endfälligkeit ist nicht zulässig. 
 

4. Abschnitt 
Gemeinsame Bestimmungen 

§ 7 
Beratungspflicht 

(1) Die Gemeinde darf Veranlagungen in den Kategorien des § 1 Z 4 und 5 sowie Finanzinstrumente 
in den Kategorien des § 4 Z 2 bis 6 nur nach Beratung und Betreuung durch eine vom anbietenden 
Rechtsträger verschiedene Wertpapierfirma, ein Wertpapierdienstleistungsunternehmen oder ein Kredit-
institut, welches in einem Mitgliedstaat der EU zur Erbringung von Wertpapierdienstleistungen zugelas-
sen ist, durchführen bzw. einsetzen. Die Gemeinde hat von diesem Unternehmen ein Gutachten darüber 
einzuholen, ob das angebotene Finanzinstrument als Absicherungsgeschäft gemäß § 5 geeignet bzw. dem 
Grundsatz der Sparsamkeit, Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit entspricht.  
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(2) Veranlagungen in den Anlageformen gemäß § 1 Z 4 und 5 sowie Fremdwährungsfinanzierungen 
und der Einsatz von Finanzinstrumenten nach § 4 Z 2 bis 6 dürfen nur dann eingesetzt werden, wenn die 
Bewertung und Risikokontrolle während der gesamten Vertragslaufzeit des jeweiligen Finanzgeschäfts 
sichergestellt ist.  

(3) Das beratende bzw. betreuende Unternehmen darf mit dem anbietenden Rechtsträger der Veranla-
gung bzw. des Finanzinstruments gesellschaftsrechtlich nicht verbunden sein. 

§ 8 
Rechtsträger 

Natürliche und juristische Personen und sonstige Rechtssubjekte, zwischen denen ein Kontrollverhält-
nis, eine Abhängigkeit oder eine Rechtsbeziehung gemäß des § 27 Abs. 4 des Bankwesengesetzes, BGBl. 
Nr. 532/1993, zuletzt geändert durch Bundesgesetz BGBl. I Nr. 141/2006, besteht, gelten im Sinne dieser 
Verordnung als ein einzelner Rechtsträger.  

§ 9 
Geltungsbereich 

Die Richtlinien dieser Verordnung gelten nicht für Veranlagungen, Finanzinstrumente und Finanzie-
rungen, die vor In-Kraft-Treten dieser Verordnung durchgeführt bzw. abgeschlossen wurden. 

 
Für die Landesregierung: 

Mag. Steindl 
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